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Anfrage der Afd-Fraktion vom 25.Q4.2023, Nr. 118/2023 nach § 45 der Geschäftsordnung
der Stadtverordnetenversammlung
SV-Nr. 23-V-61-0027

Kosten Ostfeld

Begründung:

Aus der Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Kastel vom 07. Februar 2023 ist uns bekannt gewor-

den, dass Herr Benthien, Controller der SEG, die bislang verausgabten Kosten fÜr das Ost-
feld-Projekt, seit dem Beschluss 0198 des Magistrats vom 21 .03,201 7 bis zum 01 . 1 1 2023
mit 4,9 Millionen EUR (brutto) angibt.

ln diesem Zusammenhang frage ich den Magistrat:

1. We hoch ist die Abweichung der bislang abgerechneten Kosten zu den ursprünglich

veranschlagten Kosten für das Ostfeld-Projekt bis heute insgesamt?

2. Wie setzen sich die bisher verausgabten Kosten i.H.v. 4,9 Millionen EUR fÜr das Pro-

jekt Ostfeld aufgeschlüsselt zusammen?

3. We hoch sind die Kosten für die verschiedenen Beratungsfelder sowie die erstellten

und in Auftrag gegebenen Gutachten.

4. We viele Stellen (VZA) wurden in der Verwaltung für das Projekt Ostfeld geschaffen,

insbesondere im Stadtplanungsamt, wie viele bei der SEG und wie hoch liegen dies-

bezüglich die Kosten?

5. Wie ist der konkrete stand bei den anhängigen Normenkontrollklagen? was hat sich

hier seit Juni 2022 gelan?
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6. Hat sich an der Einschätzung des Magistrats bezüglich der Erfolgsaussichten der
Normenkontrollklagen gegen die SEM angesichts der iüngsten Prognosen des Statis-

tischen Landesamts zur rückläufigen Entwicklung der Einwohnerzahlen Wesbadens
bis 2040 etwas geändert?

7. Welche Vorkehrungen und/oder Maßnahmen hat der Magistrat bisher geplant oder

ergriffen, um dem finanziellen Risiko eines Scheiterns der Finanzplanung für das Ost-

feld, zum Beispiel durch den Erfolg einer Normenkontrollklage, entgegenzuwirken?

Bei der Beantwortung der Anfrage werde ich zuerst auf die Fragen 2 und 3 eingehen, die ge-
meinsam beantworten werden können, um danach Frage 1 zu beantworten.

Klarstellend soll hier darauf hingewiesen werden, dass der Kostenbegriff im Sinne des § '149

BauGB nicht im betriebswirtschaftlichen oder im gesamtwirtschaftlichen Sinne zu verstehen
ist. Auch kalkulatorische Kosten im Sinne der haushaltsrechtlichen Bestimmungen (also etwa
angemessene Abschreibung, angemessene Verzinsung des EntwicklungsvermÖgens) sind
nicht gemeint. Vielmehr geht es um die Gesamtheit der Ausgaben, die nach Maßgabe der
entwicklungsrechtlichen Vorschriflen der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zugerechnet
werden können.

Pro ektsteueru 1 967 082,88 €

inkl. Rechtsberatu Normenkontrollverfahren
721.833.92 €

Gutachten 1 0'13.133,64 €

Städtebauliche Leistungen von Planungsbüros
Strukturkonze Zielabweichun sverfahren R ional lanun

297.488,16 €

Sonstige Planungs-, Steuerungs-, und Beratungsleistungen Drit-
ter

505 298,64 €

Öffentl ichkeitsarbeit 341 .350.42 €

Sonsti 49.193,80 €
Summe (brutto) 4.895.381,46 €

Erfasst sind alle Leistungen, für die eine Rechnungsstellung bis zum 01.11.2022 erfolgte.

Ergänzend ist zu erwähnen, dass in obigen Kostenpositionen nicht nur Beauftragungen ex-

ter-ner Leistungen durch die SEG (vor und nach Übernahme ihrer TreuhänderfunKion) ent-

halten sind, sondern auch Beaufiragungen externer Leistungen durch städtische Fachämter
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Zu 2. und 3.:

Die SEG hat auf Anfrage des Ortsbeirates Kastel am 16. Dezember 2022 mitgeteilt, dass im

Rahmen der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme Ostfeld für den Zeitraum vom 21.
Mätz 2017 bis 01 . November 2Q22 4,9 Mio. € (brutto) verausgabt wurden. Grundlage dieser
Berechnung ist die Kosten- und Finanzierungsübersicht (KoFi), die gemäß § 149 BauGB auf-
zustellen ist.

Dies vorausgeschickt, teilen sich die Kosten (im oben genannten Sinne) fÜr den Zeilraum 21.

Mätz 2017 - 01 . November 2O22 wie folgt auf:

Rechtliche Beratung
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oder kommunale Beteiligungsgesellschaften. So wurden z. B. im Rahmen der Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplans zwar gesamtstädtische Gutachten erstellt, die aber durch die
Ostfeldplanung vertiefende Betrachtungen erforderten und somit zu Mehrkosten bei diesen
Gutachten führten. Gemäß dem Verursacherprinzip sind diese Mehrkosten der städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahme zuzuordnen und werden aus dem Treuhandvermögen Ostfeld
finanziert. Eine solche Kostenübernahme gilt auch für die Machbarkeitsstudie Schiene I, die
von ESWE Verkehr beauftragt wurde.

Zu 1.:

Die erste KoFi wurde im Rahmen der vorbereitenden Untersuchungen im Jahr 2019 aufge-
stellt und im ,,Bericht über die vorbereitenden Untersuchungen zu einem städtebaulichen
Entwicklungsbereich in Wesbaden" veröffentlicht.

Frage 1 verstehe ich dahingehend, dass mit ,,ursprünglich veranschlagten Kosten" auf die
prognostizierten Kosten der KoFi 2Q20 vom 08,06.2020 Bezug genommen wird, die Anlage
zur SV 20-V-04-0006 (SV zur Entwicklungssatzung) war und mit dem Stadtverordnetenbe-
schluss Nr. 0294 vom 17 .09.2020 genehmigt wurde.

Für obigen Zeitraum (21 . Mätz 2017 - 01 . November 2022) wurden seinezeit Kosten in

Höhe von 18.050.807 € prognostiziert. Dem stehen Ausgaben in Höhe von 4.895.38'l € ge-
genüber (vgl. Frage 2 und 3), sodass sich eine Abweichung von ca. 13,2 Mio. € ergibt. Diese
Abweichung ist im Wesentlichen auf zeitliche Verschiebungen von Einzelmaßnahmen zu-
rückzuführen und nicht auf Kosteneinsparungen. So wurde der Zeit- und Maßnahmenplan,
der Grundlage der KoFi ist, dahtngehend optimiert, dass kostenträchtige Maßnahmen, wie
z. B. der Ankauf von Ökopunkten, auf 2023 verlagert wurden, um Finanzierungskosten ein-
zusparen. Neben solchen Optimierungen haben darüber hinaus auch externe Ereignisse
dazu beigetragen, dass Kosten später anfallen als ursprünglich angenommen. Zu nennen
sind z. B. Prozesskosten, die erst jetä anfallen und nicht bereits 202112022, da Normenkon-
trollanträge später gestellt wurden, als im ursprünglichem Zeit- und Maßnahmenplan antizi-
piert.

Zu einem geringen Teil geht die Abweichung auf Einsparungen zurÜck. Erwähnenswert ist

hierbei der Wegfall von prognostizierten Finanzierungskosten gegenüber der KoFi 2020 in
Höhe von ca. 0,4 Mio. €. Dies wurde möglich, da die LHW dem Treuhänder Liquidität berei!
gestellt hat. Somit konnte eine Darlehensaufnahme von Seiten des Treuhänders vermieden
werden. Auch die allgemeinen monatlichen Rechtsberatungskosten - abseits der Rechtsbe-
ratung zu Normenkontrollverfahren - waren niedriger als in der KoFi 2020 angesetzt. Diese
Einsparungen werden zum Teil durch neue Maßnahmen kompensiert, die zum Zeitpunkt der
KoFi 2020 nicht absehbar waren. Erwähnenswert ist hierbei die Beauftragung einer neuen
Machbarkeitsstudie zur Schienenanbindung, deren Kosten in den ca. 4,9 Mio. € bereits ent-
halten sind. Notwendig wurde diese Beauftragung aufgrund des negativen Votums zur City-

Bahn der Bürgerschaft Wesbadens vom 01.11 .2020.

lnsgesamt lässt sich festhalten, dass auf ,,lst-Kostenbasis" bisher
a) die Einsparungen größer sind als die - durch neue Einzelmaßnahmen bedingten - zu-

sätzlich aufgetretenen Kosten
b) der Nettoeffekt aus a) nur für einen zu vernachlässigen Anteil der Gesamtabwei-

chung in Höhe von 13,2 Mio. € verantwortlich ist, sondern vielmehr

t4

Unabhängig davon, ob bereits ein Ausgleich zwischen Treuhandvermögen und LHW bzw.
kommunaler Beteiligungsgesellschaft erfolgte, sind diese Kosten in obiger Aufstellung en!
halten.
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c) die Abweichung im Wesentlichen auf Verschiebungen von Einzelmaßnahmen auf
spätere Zeiträume herrührt und damit die Kosten ebenfalls später anfallen werden

Zu 4.:

Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme Ostfeld, beschlossen durch die Stadtverordne-
tenversammlung am 17. Septembet 2020, ist gemäß Beschluss der Lenkungsgruppe Ostfeld
vom 16. Juni 2020 (hauptamtlicher Magistrat) ein gesamtstädtisches Prioritätsprojekt. Zwar
liegt die Gesamtsteuerung auf Seite der Verwaltung beim Stadtplanungsamt, gleichzeitig
sind darüber hinaus in allen planenden Fachämtern Mitarbeitende in das Projekt eingebun-
den. Ein Schwerpunkt der ämterübergreifenden Zusammenarbeit ist insbesondere mit dem
Umweltamt gegeben. Gemeinsam mit dem Stadtplanungsamt ist die SEG als treuhänderi
scher Entwicklungsträger für die Durchführung der SEM verantwortlich. Es sind demnach
zahlreiche Personen bzw. Stellen in der Verwaltung und bei der SEG mit der Stadtentwick-
lung Ostfeld betraut.

lm Stadtplanungsamt wurde durch eine Veränderung von Sachgebietszuschnitten und An-
passung von Verantwortungsbereichen in der Abteilung 6104 ,,Städtebauliche Sonderpro-
jekte" ein neues Sachgebiet ,,Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme - Team Ostfeld" ge-
gründet. Die Hauptaufgabe des Teams Ostfeld des Stadtplanungsamtes liegt in der Steue-
rung der Gesamtmaßnahme, der Vorbereitung und Ourchführung des europaweiten städte-
baulichen und landschaftsplanerischen ldeenwettbewerbs, der Kommunikation und Abstim-
mung mit den von der Planung berührten Bundes- und Landesbehörden, der Koordination
von Fachplanungsaufgaben sowie in der Vorbereitung und Durchführung der Bauleitplanung

Dezeit ist das Sachgebiet Team Ostfeld im Stadtplanungsamt mit einer Teamleitung und
vier Mitarbeitenden (2.T. in Teilzeit) besetzt. Auch die Abteilungsleitung ist in das ProjeK in

Teilen eingebunden. Ab dem 0'1. Juli 2023 wird das Sachgebiet mit einer Teamleitung und

drei Mitarbeitenden (2.T. in Teilzeit) besetzt sein. Das Team Ostfeld besteht sowohl aus be-
reits längerfristig beschäftigten Mitarbeitenden des Stadtplanungsamtes als auch aus exter-
nen Neubesetzungen. Ein Personalmehrbedarf auf Seiten des Stadtplanungsamtes zur
Durchführung der Maßnahme wurde insbesondere durch Beschluss Nr. 0159 der Stadtver-
ordnetenversammlung vom 23. Mai 20'19 bestätigt. Mit dem Beschluss ist der Zusetzung ei-
ner Vollzeitplanstelle im Stellenwert A 14 HBesG/E 14 TVöD sowie drei Vollzeitplanstellen im
Stellenwert A 13 d.D. HBesG/E '13 TVöD zugestimmt wordön. Das durchschnittliche Arbei!
geberbrutto 2022 einer Sachbearbeitung in WÖD 13 beträgt gemäß der Leitlinie Personal-
kostenkalkulatio n 2022 jähdtch 92.790 Euro. Die im Beschluss enthaltene zeitliche Befristung
ist im Rahmen der Haushaltsberatungen 202012021 entfallen.

Bei der SEG umfasst das Team Ostfeld dezeit 6 Fachkräfte. Da drei Fachkräfte in Teilzeit
beschäftigt sind, entspricht dies 5 VZA. Neben diesem festen Stammpersonal im Team Ost-
feld werden bei Bedarf weitere sEG-Mitarbeiter hinzugezogen, die Teilaufgaben Überneh-

men. Ferner wird die Buchhaltung des Treuhänders durch die kaufmännische Abteilung der
SEG übernommen. lm Zusammenhang mit dem ProjeK Ostfeld hat die SEG vom 21.Mäz
2017 - 01. November 2022 Rechnungen in Höhe von 1.967.082,88 € gestellt (brutto, vgl.

obige Tabelle), wobei anzumerken ist, dass die Rechnungsstellung fÜr das Jah( 2022 ersl
nach dem ZeitpunK 01. November 2022 ertoq|t-.

Zu 5..

lm wege der Normenkontrollklage gegen die Entwicklungssatzung ostfeld (Beschluss der
StW väm 17.09.2020) haben sich zwei Klagende an den VGH Kassel gewandt Ein Antrag

tc
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auf Normenkontrolle wurde von einer Einzelperson, der zweite Antrag von einer Klagege-
meinschaft gestellt. Bereits Ende 2022 wurde seitens des VGH Kassel den beiden Klagen-
den sowie der LH Wesbaden die Durchführung eines Mediationsverfahrens angeboten. Sei-
tens der Stadt Wesbaden wurde diesem Vorschlag Anfang des Jahres 2023 zugestimmt. Je-
doch konnten sich bisher nicht alle Klagenden darauf einigen, am Mediationsverfahren teilzu-
nehmen. Das Ziel der Stadt im Rahmen des Mediationsverfahrens besteht darin, beide Nor-
menkontrollklagen abzuwenden. lnsofern kann das Mediationsverfahren nur unter Beteili-
gung aller Klagenden durchgeführt werden.

Das Normenkontrollverfahren wird seitens des VGH Kassel fortgesetzt. Schriftsätze der LH

Wiesbaden wurden als Erwiderung auf die Antragsunterlagen bereits im Jahr 2022 dem VGH
überstellt. Eine Terminierung zur mündlichen Verhandlung ist seitens des VGH noch nicht
erfolgt.

Zu 6.:

An der Einschätzung des Magistrats bezüglich der Erfolgsaussichten der Normenkontrollkla-
gen gegen die Entwicklungssatzung hat sich nach Vorliegen der ,,Regionalisierten Bevölke-
rungsvorausberechnung für Hessen" des Hessischen Statistischen Landesamtes (HSL) vom
Mätz 2023 nichts geändert.

Zunächst einmal ist die angesprochene Bevölkerungsvorausberechnung nicht Gegenstand
materiellen Prüfung des VGH Kassel. Dieser prÜft die rechtlichen Rahmenbedingungen zum
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses am 17 .09.2020.

Des Weiteren ist die Bevölkerungsvorausberechnung des HSL von einer Wohnraumbedarfs-
prognose zu unterscheiden. Bevölkerungsvorausberechnungen bilden nur eine Säule von
Wohnraumbedarfsprognosen, die sich zusätzlich aus Annahmen wie z. B. zum Haushaltsbil-
dungsverhalten zusammensetzen. Das Ergebnis einer wohnraumbedarfsprognose gibt Aus-
kunft über eine prognostizierte Nachfrage und Bestandsentwicklung und schätzt den künfti-
gen quantitativen und qualitativen Wohnraumbedarf ein. Die Wohnraumbedarfsprognose bil-

det die maßgebliche planerische Grundlage für die Stadtentwicklung.

Die in der Frage Nr. 6 angesprochene Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen
Landesamts für Hessen bis 2070 schreibt im Kern bisherige städtebauliche Entwicklungen
fort. Das heißt auch, dass Versäumnisse der Vergangenheit - wie z. B. die mangelnde

Schaffung von Wohnraum in \Mesbaden - fortgeschrieben werden.

2u7..

Die bereits erfolgte Antwort auf Frage 2 der Anfrage Nr.2212021 der AfD nach § 45 der Ge-

schäfisordnung der stadtverordnetenversammlung vom 05.10.2021 ist auch zum heutigen
Zeitpunkt noch zutreffend und wird an dieser Stelle erneut wiedergegeben:

Die Landeshauptstadt Wesbaden hat keine dieSbezüglichen Vorkehrungen getroffen, weil

davon ausgegangen wird, dass die angestrebte Normenkontrollklage keinen Erfolg haben

wird.

Auf Grundlage des Berichts über die vorbereitenden untersuchungen und der darauf be-
schlossenen Satzung zur förmlichen FestlegUng des Entwicklungsbereiches wurde nachge-

wiesen, dass die Voraussetzungen für die Festlegung eines städtebaulichen Entwicklungs-
bereichs und die Anwendung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme (sEM) nach
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§§ 165 ff. Baugesetzbuch (BauGB) gegeben sind. Es ist festzustellen, dass Satzungen zur
förmlichen Festlegung von Entwicklungsbereichen beklagt und einer gerichtlichen UberprÜ-

fung zugeführt werden. Die vorgesehenen Planungen werden in dieser Zeit weitergefÜhrt.

Aktuell wird ein europaweiter städtebaulicher und landschafsplanerischer ldeenwettbewerb
vorbereitet und durchgeführt.

-Uwe Mende

Mit freuldlichen Grüßen

t^L-


